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ZUR VERÖFFENTLICHUNG BESTIMMT 

 
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen  
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität;  
9. Konferenz der Vertragsparteien,  
Wien, 15. bis 19. Oktober 2018;  
österreichische Delegation 
 

V o r t r a g  
 

an den 
 

M i n i s t e r r a t  
 
 

Die Neunte Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (BGBl. III Nr. 84/2005) wird 
voraussichtlich vom 15. bis 19. Oktober 2018 in Wien stattfinden. Im Zentrum steht die 
Überprüfung der Implementierung des Übereinkommens und seiner Zusatzprotokolle zu 
Menschenhandel, Menschenschmuggel und illegalem Waffenhandel. 
 
Es ist beabsichtigt zur Neunten Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität folgende 
österreichische Delegation zu entsenden: 
 
Botschafterin 
Dr. Christine Stix-Hackl 
Delegationsleiterin 

Ständige Vertretung Österreichs bei den 
Vereinten Nationen in Wien 
 
 

Mag. Christian Pilnacek 
Stv. Delegationsleiter 

Bundesministerium für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz 
 

Botschafterin 
MMag. DDr. Petra Schneebauer 
Stv. Delegationsleiterin 

Bundesministerium für Europa, Integration und 
Äußeres 
 
 

Gesandter-Botschaftsrat Mag. Karl 
Prummer 
Stv. Delegationsleiter 

Ständige Vertretung Österreichs bei den 
Vereinten Nationen in Wien 
 
 

Mag. Rudolf Gross Bundeskriminalamt, 
Bundesministerium für Inneres 
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MMag. Barbara Göth-Flemmich Bundesministerium für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz 
 

Gesandter MMag. Gerhard Maynhardt Bundesministerium für Europa, Integration und 
Äußeres 
 

Gesandter Mag.iur. Andreas Lins Bundesministerium für Europa, Integration und 
Äußeres 
 

Mag. Andrea Rohner Bundesministerium für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz 
 

Attaché Anton Wislocki, MA, MA Ständige Vertretung Österreichs bei den 
Vereinten Nationen in Wien 
 

Mag. Dr. Cosima Eggers Bundesamt für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung,  
Bundesministerium für Inneres 
 

Mag. Valerie Gruber, BA, MSc. Bundesministerium für Europa, Integration und 
Äußeres 
 

Astrid Holzinger, MSc, Bakk.phil. Bundesministerium für Europa, Integration und 
Äußeres 
 

Rayo Shroff, M.Litt., BA Ständige Vertretung Österreichs bei den 
Vereinten Nationen in Wien 
 

Stefan Kolar, BA, BA, MA Ständige Vertretung Österreichs bei den 
Vereinten Nationen in Wien 
 

Mag. Sarah Schwarz Bundesministerium für Inneres 
 

Gerhard Gölles Bundeskriminalamt, 
Bundesministerium für Inneres 
 

Hannes Mernig Bundeskriminalamt, 
Bundesministerium für Inneres 
 

Tanja Moser Bundesministerium für Inneres 
  

Der Delegation werden die erforderlichen Berater/innen aus dem Bundesministerium für 
Europa, Integration und Äußeres, dem Bundesministerium für Inneres und dem 
Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz beigezogen werden. 
 
Die mit der Entsendung dieser Delegation verbundenen Kosten finden ihre Bedeckung in den 
Budgets der jeweils entsendenden Ressorts. Es wird voraussichtlich keine Beschlüsse mit 
finanziellen Auswirkungen geben; sofern dennoch solche gefasst werden, werden sie aus den 
dem zuständigen Ressort zur Verfügung gestellten Mitteln bedeckt.  
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Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres und dem Bundesminister für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz stelle ich daher den 
 
 

A n t r a g, 
 
 
die Bundesregierung wolle dem Herrn Bundespräsidenten vorschlagen, die Mitglieder der 
österreichischen Delegation in der oben angeführten Zusammensetzung zur Teilnahme an den 
Beratungen und Beschlussfassungen der Neunten Konferenz der Vertragsparteien des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität zu bevollmächtigen.  
 

 
Wien, am 9. Oktober 2018 

KNEISSL 


